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Die Energielage 1981

Energiewirtschaftlich setzte sich 1981 die im voraufgegangenen Jahr begonnene
Entwicklung fort. Vor allem gilt dies für die spürbare Entspannung auf dem
Welterdölmarkt und die damit verbundene Preisentwicklung. Die nicht zuletzt
durch den Ölpreisschub von 1979/80 verstärkte wirtschaftliche Rezession be-
scherte der Gemeinschaft (EUR-10) eine Verringerung ihres Bruttosozialpro-
dukts von einem halben Prozent und einen Rückgang des Energieverbrauchs
von insgesamt 3,9 %; der Ölverbrauch allein sank um 9 %. In absoluten Men-
gen gemessen, war die Verringerung des Ölverbrauchs sogar größer als die des
gesamten Energiebedarfs. Zum ersten Mal sank der Anteil des Mineralöls an
der Energiebilanz unter die 50-Prozent-Grenze, und die Netto-Energieeinfuh-
ren fielen um 83 Mio. t RÖE1 (davon 81 Mio. t Erdöl), d.h. um 15,6 %. Diese
Entwicklung war unter anderem einer um 4,8 % höheren einheimischen Ener-
gieerzeugung (davon allerdings Kernenergie + 3 1 % und Nordseelöl +12%)
zu danken. Zum ersten Mal seit 1965 war es der Gemeinschaft wieder möglich,
mehr als die Hälfte der Energienachfrage aus eigenen Quellen zu decken.

Über die Entwicklung des Brutto-Inlandverbrauchs an Primärenergie der
Gemeinschaft (EUR-10) orientiert die folgende Übersicht:
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Die Energierechnung fiel für die EG mit 100 Mrd. Dollar wiederum hoch
aus. Die Erstarkung des US-Dollar, in dem praktisch alle Energieeinfuhren ab-
gerechnet werden, verhinderte, daß die Volkswirtschaften der zehn Mitglieds-
länder vollen Nutzen aus den sinkenden Ölimporten ziehen konnten. Dennoch
erwies sich die Preiselastizität der Ölnachfrage schließlich als sehr viel größer,
als bisher angenommen. Die Verbraucher reagierten mit Einschränkungen des
Verbrauchs oder rationellerer Nutzung, so daß sich infolge eines reichlicheren
Angebots um die Jahreswende 1981/82 und zunehmend in den ersten Monaten
des neuen Jahres die Spot-Preise auf den Weltenergiemärkten deutlich ab-
schwächten.

Dennoch ist die Einfuhrabhängigkeit der Gemeinschaft bei Energie immer
noch hoch (49%). Man muß sich dabei vergegenwärtigen, daß nur die Situa-
tion der Bundesrepublik ungefähr diesem Mittelwert entspricht, während die
Mehrzahl der Mitgliedstaaten zwischen 72 und 97 % auf Einfuhren angewiesen
ist. Nur die Niederlande mit 8,7 % und das Vereinigte Königreich mit einem
Exportüberschuß bilden eine Ausnahme. So bleibt die Verwundbarkeit und
Krisenanfälligkeit der EG im ganzen fast unverändert groß.

An dieser Situation hat auch der Beitritt Griechenlands zur Europäischen
Gemeinschaft am 1. Januar 1981 nichts geändert. Zwar verfügt das Land mit
Braunkohlevorkommen in Mazedonien und auf dem Peloponnes über eine be-
achtliche heimische Energiequelle, doch reicht die derzeitige Förderung von
rd. 25 Mill. t gerade aus, um die Hälfte des Strombedarfs zu sichern. Griechen-
land ist auf Einfuhren von über 80% seines Energiebedarfs (Ölanteil: 75%)
angewiesen.

Energiepolitische Kernfragen
Aus der energiewirtschaftlichen Lage der Gemeinschaft ergab sich als energie-
politische Aufgabe auch weiterhin die Erhöhung der Versorgungssicherheit so-
wohl im Hinblick auf mögliche Unterbrechungen der Lieferströme als auch auf
die Folgen abrupter Preiserhöhungen für Erdöl (kurzfristig). Alle Bemühungen
auf nationaler wie auf gemeinschaftlicher Ebene standen und stehen vor der
Forderung, für rationellere Energienutzung und -einsparung, für breitere
Streuung der Versorgungsquellen und die Entwicklung verläßlicher, kosten-
günstiger Alternativen zum Erdöl zu sorgen (langfristig). Angesichts der Entla-
stung, die sich aus der Entwicklung der Nachfrage-Angebots-Bedingungen im
Laufe des Jahres 1981 ergab, wuchs die Gefahr, daß die Verbraucher die
Marktsignale falsch auslegen und in ihren Bemühungen um strukturelle Anpas-
sung nachlassen würden. Einem Umsichgreifen solcher „Altweibersommer-Be-
schaulichkeit" zu wehren, bleibt ebenfalls eine Aufgabe der Energiepolitik.

Energiepolitische Aktivität
Nach Beginn der neuen Amtsperiode der auf 14 Mitglieder erweiterten Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften am 6. Januar 1981 fand eine Neu-
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Verteilung der Geschäftsbereiche statt; das Energieressort wurde Vizepräsident
Etienne Davignon übertragen. Dieser hatte schon auf der Ratstagung (Ener-
giefragen) vom November 1980 daraufhingewiesen, daß die energiepolitischen
Ziele weiterer Klärung bedürften und die Rolle der Unternehmen, der Regie-
rungen und der Gemeinschaft als energiepolitisch Handelnde präzisiert werden
müßte. Zustimmung hatte vor allem seine Bemerkung gefunden, daß die Be-
deutung der gemeinschaftlichen Energiepolitik nicht ausschließlich am Umfang
der Ausgaben des Gemeinschaftshaushaltes für den Energiebereich gemessen
werden sollte.

Zunächst blieb die Kommission auf dem bis dahin vorgezeichneten Weg und
legte im Februar dem Rat eine „Überprüfung der energiepolitischen Ziele für
1990 sowie der Investitionsprogramme der Mitgliedstaaten" vor2. Diese Ziel-
setzungen hatte der Rat im Mai 1980 verabschiedet und dabei die Kommission
aufgefordert, sich ein Urteil über die energiepolitischen Programme der Mit-
gliedstaaten zu bilden und mit Empfehlungen und Vorschlägen für eine stärke-
re Konvergenz der nationalen Energiepolitiken zu sorgen3. Das Ergebnis die-
ser Prüfung fiel erwartungsgemäß teils positiv, teils negativ aus. Zu den positi-
ven Punkten zählte die Feststellung, daß trotz ungenügender Ergebnisse in ein-
zelnen Mitgliedstaaten die globalen Energieziele der Gemeinschaft im Jahre
1990 weitgehend erreicht werden dürften. Zu den Minuspunkten zählte die
Kommission die Erwartung, daß infolge des allgemeinen schlechten Investi-
tionsklimas unzureichende Anstrengungen im Hinblick auf eine verbesserte
Energieeffizienz und im Bereich der Energieeinsparung unternommen würden.
Dies bedeute, nicht nur Chancen bei der Umstrukturierung der Energiebilanz
zu verschenken, sondern auch für die Schaffung neuer Arbeitsplätze, für die
Entwicklung innovationsorientierter Industrien mit großem Ausfuhrpotential
und die Durchsetzung umweltfreundlicherer Technologien. Ungenügende In-
vestitionen zur Energieeinsparung würden ihrerseits die Rezession verstärken
und im späteren Aufschwung einen höheren Ölverbrauch bewirken. Die Kom-
mission sah sich auch veranlaßt, auf die immer noch vorhandenen, seit 1973
weiter gestiegenen Unterschiede bei den Endverbraucherpreisen für Energie
hinzuweisen, die nicht durch entsprechende Kostenunterschiede für Primär-
energie, Verarbeitung, Verteilung und Löhne erklärt werden könnten.

In einem anderen Dokument wies die Kommission darauf hin, daß die Ver-
ringerung der Ölabhängigkeit in der Stromversorgung vielfach noch unzurei-
chend sei4. Der Öleinsatz müsse unter 10% gesenkt werden. Die Schaffung
ausreichender Kernkraftkapazität stelle die wirtschaftlichste Lösung zur Dek-
kung der Grundlast dar, und die Mitgliedstaaten sollten rechzeitig mehr Kern-
kraftwerke in Auftrag geben oder, soweit sie bisher keine nuklearen Program-
me verfolgten, einen Kurswechsel ihrer Politik in Betracht ziehen.

Trotz der weitgetriebenen Analyse der Kommission blieb die Haltung des
Rats auf seiner Tagung vom 3. März 1981 vorsichtig. Der Vorsitz sprach in sei-
nen Schlußfolgerungen5 lediglich von einem Gedankenaustausch des Rates
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über das Kommissionspapier, forderte verstärkte Bemühungen auf nationaler
Ebene beim Kraftwerksbau und der Energieeinsparung und entließ die Kom-
mission mit dem Auftrag, zu prüfen, ob tatsächlich das vorgesehene Investi-
tionsniveau nicht ausreiche, um die energiepolitischen Ziele der Gemeinschaft
zu verwirklichen. Außerdem wies er auf die Bedeutung der einheimischen
Energieressourcen für das globale Gleichgewicht der Zahlungbilanz hin.

Die Energieerzeugung, vor allem die Produktion neuer Energien, fand in
dem „Bericht über das Mandat vom 30. Mai 1980"6, den die Kommission im
Juni 1981 den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten zuleitete, nur
kurze Erwähnung. In späteren Erörterungen des Europäischen Rates traten
zwar keine nennenswerten Meinungsunterschiede über die einzelnen Gemein-
schaftspolitiken in den nicht-landwirtschaftlichen Bereichen zutage; dennoch
gingen von den drei Treffen der Staats- und Regierungschefs im Jahre 1981 kei-
ne Impulse auf die energiepolitische Aktivität der Gemeinschaft aus.

Ziemlich unverbindlich gerieten die Schlußfolgerungen einer kurzen Ratssit-
zung am 24. Juni 1981, auf der eine weitere Aussprache über die Frage der
Energieinvestitionen im Mittelpunkt stand7. Eine Vorlage der Kommission
zum Problem der Substitution von Öl durch Kohle in der „übrigen Industrie"8,
d.h. außerhalb des Stahl- und Energiesektors, wurde praktisch nur zur Kennt-
nis genommen. Kurz zuvor hatte der Beratende Ausschuß der EGKS in einer
Entschließung sofortige konkrete Maßnahmen zur Erweiterung der Kohlever-
brauchskapazitäten in der Industrie gefordert9.

Einen neuen Anlauf, die Mitgliedstaaten auf ein gemeinsames Vorgehen in
der Energiepolitik einzuschwören, unternahm die Kommission im September
mit ihrer an den Rat gerichteten Mitteilung „Entwicklung einer Energiestrate-
gie für die Gemeinschaft", die sie in Ausführung des „Mandats" vorlegte10. Da-
bei war das Wort „Strategie" mit Bedacht gewählt und an die Stelle des Begriffs
„gemeinsame Energiepolitik" gesetzt worden. Jedes Mißverständnis sollte von
vornherein ausgeschaltet werden, daß Brüssel — wer immer dieses „Brüssel"
darstellt — im Energiesektor den Weg der gemeinsamen Landwirtschaftspolitik
nach vollziehen wolle und eine zentral gesteuerte Energiepolitik, verbunden mit
einer Vielfalt gesetzgeberischer Akte und einem großen Haushalt, anstrebe.
Als Strategie sollte andererseits auch keineswegs nur eine lose Konzertierung
der einzelstaatlichen Politiken verstanden werden, sondern vielmehr die Auf-
stellung gemeinsamer Energieziele (wie 1980 geschehen). Dabei sollten die
Mitgliedstaaten quasi im Rahmen einer kollektiven Disziplin dafür verantwort-
lich sein, daß diese Ziele unter vergleichbaren Anstrengungen anvisiert wer-
den; die Kommission habe kritisch darüber zu wachen („monitoring"), bis zu
welchem Grade die Einhaltung dieser Ziele reiche, um im unzureichenden Fal-
le darauf mit entsprechenden Vorschlägen korrigierend einzugreifen. Die Ge-
meinschaft dürfe sich künftig nicht mehr damit begnügen, auf äußere Ereignis-
se nur zu reagieren, sondern müsse die Anpassung an voraussichtliche Markt-
entwicklungen optimal vorbereiten. Absehbare negative Auswirkungen auf
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wirtschaftlicher und sozialer Ebene müßten auf ein Mindestmaß beschränkt
werden.

Im Mittelpunkt der Vorlage steht die Überlegung, daß zur Verringerung der
eigenen Verwundbarkeit die Wirtschaft der Gemeinschaft Anpassungsmaßnah-
men auf dem Gebiet der Nachfrage (Energieeinsparung und rationelle Nut-
zung) und des Angebots (Diversifizierung der Versorgungsquellen) vornehmen
muß. Besondere Gemeinschaftsaktionen sollen dort unternommen werden, wo
sich dies aus den Gemeinschaftsverträgen ergibt oder damit eine größere Effi-
zienz verbunden ist als durch die Summe nationaler Maßnahmen. Dies gilt zum
Beispiel für die außenwirtschaftlichen Aspekte, wo solidarisches Auftreten der
Mitgliedstaaten die kollektive Versorgungssicherheit verstärken würde; nur die
Gemeinschaft verfügt über die notwendige Dimension, um den Interessen der
Mitgliedstaaten auf Weltebene Ausdruck zu verleihen.

Das Dokument streift die Problemstellungen der einzelnen Energiesektoren
nur kurz, weil die Kommission sie in gesonderten Darstellungen aufgreifen
will. Dann folgen erste Überlegungen zur Operationellen Umsetzung, aller-
dings ohne konkrete Vorschläge. Die Kommission nennt fünf Prioritäten: 1. Si-
cherung eines ausreichenden Investitionsniveaus für Energieeinsparung und
Substitutionsprodukte; 2. Erarbeitung einer gemeinsamen Haltung bei Preisge-
staltung und Besteuerung von Energie; 3. solidarische Maßnahmen zur Vor-
beugung gegen Marktinstabilitäten bei begrenzter Ölverknappung; 4. Stärkung
der gemeinsamen Politik auf dem Gebiet Forschung und Entwicklung sowie
technologische Demonstration; 5. gemeinsame Konzeption für die Außenbe-
ziehungen im Energiebereich (Lieferländer, Entwicklungsländer)11.

Dem Rat vom 27. Oktober 1981 fiel ein freundlich-unverbindlicher Kom-
mentar zu dem Strategiepapier der Kommission nicht schwer12. Er konnte die
Leitgedanken im wesentlichen nachvollziehen, brauchte indessen zu keinerlei
konkreten Maßnahmen Stellung zu nehmen.

Der Rat beschloß ferner auf Vorschlag der Kommission13 eine Empfehlung
mit grundsätzlichen Überlegungen zur Annäherung der verschiedenen Struktu-
ren der Elektrizitätstarife in den Mitgliedstaaten. Sie soll zu einer größeren
Transparenz der Lieferbedingungen für Strom führen und einheitlichere Krite-
rien für die Preisbildung in der Gemeinschaft einführen. Dann gab der Rat im
Rahmen von Artikel 95 EGKS-Vertrag seine Zustimmung zu einer Verlänge-
rung der Beihilferegelung für Kokskohle und Koks für die Eisen- und Stahlin-
dustrie14, die für weitere zwei Jahre bis Ende 1983 Geltung haben wird. Eine
politische Reserve Frankreichs wurde allerdings erst im März 1982 aufgehoben.
Die im Prinzip seit 1967 bestehende Regelung ermöglicht es der Stahlindustrie,
sich mit Gemeinschaftskokskohle und -koks zu Weltmarktbedingungen zu ver-
sorgen. Sie ist allerdings eher als eine rohstoffpolitische Maßnahme zugunsten
der Stahlindustrie zu werten. Wegen des damit verbundenen Beschäftigungsef-
fekts ist die Regelung jedoch auch für den Steinkohlenbergbau (besonders in
der Bundesrepublik) von großer Bedeutung.
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Weitere Themen der Energiediskussion
Der Verbrauch von Erdgas in der Gemeinschaft ist rasch gewachsen, die ein-
heimische Förderung (Groningen, Nordsee) dagegen seit 1976 zurückgegan-
gen. Die Gaseinfuhren aus Drittländern (im wesentlichen Norwegen, Algerien
und UdSSR) gewinnen an Bedeutung, aber ebenfalls die damit verbundenen
Probleme der Preise und Versorgungssicherheit. Das unkoordinierte Vorgehen
einzelner Mitgliedstaaten bei Neuabschlüssen und vor allem die fortgesetzten
heftigen Kritiken der USA an dem Gasgeschäft, das mehrere Gemeinschafts-
länder mit der Sowjetunion abgeschlossen haben, waren Themen, welche die
Energieminister aus Gründen der Diskretion bei ihren „Arbeitsessen" anstatt
in offiziellen Ratssitzungen behandelten. Aus Sicht der Kommission sollten die
Mitgliedstaaten die Bedeutung einzelner Drittlandbezüge dadurch relativieren,
daß die inländische Gasproduktion erhöht, die Einfuhren gestreut und die
Technologien zur Herstellung von synthetischem Erdgas (z.B. aus Kohle) ge-
fördert werden. Um Versorgungsunterbrechungen vorbeugen zu können, soll-
ten mehr unterbrechbare Verträge mit Großabnehmern geschlossen, zusätzli-
che Speicherkapazitäten geschaffen, der Verbund der Gastransportsysteme
ausgebaut und eigene Förderkapazitäten in Reserve gehalten werden. Um dem
Druck der außergemeinschaftlichen Lieferanten, den Gaspreis in die Nähe der
fob-Rohöl-Parität (fob-Preis=Importpreis ohne Berechnung der Frachtkosten)
zu rücken, entgegenzutreten und von ihnen nicht gegeneinander ausgespielt zu
werden, könnten nur engere Kooperation und solidarisches Verhalten der Gas-
importeure in der Gemeinschaft helfen.

Zur besseren Sicherung der Ölversorgung bestehen im Rahmen der Interna-
tionalen Energieagentur (IEA) für die OECD-Länder und im Rahmen der EG
für deren Mitgliedstaaten seit längerem Krisenmechanismen, die bei Versor-
gungsausfällen von mehr als 7 % wirksam werden. Die Erfahrungen von 1979/
80 erfordern jedoch, auch auf begrenztere Störfälle vorbereitet zu sein, weil sie
dramatische und unverhältnismäßig große Wirkungen auf der Preisseite auslö-
sen können. Auf Betreiben der Kommission beschäftigte man sich deshalb 1981
in der Gemeinschaft mit möglichen Verfahren und Maßnahmen, um die Folgen
einer begrenzten Ölverknappung zu mildern, insbesondere mit dem Gedanken,
in solchen Fällen die von den Mitgliedstaaten gehaltenen obligatorischen Min-
destvorräte (für 90 Verbrauchstage) teilweise zu poolen (z.B. 5 — 10 Ver-
brauchstage) und einzusetzen. Da aber nur ein entsprechendes Vorgehen aller
industriellen Verbraucherländer Erfolg verspricht, hat die Kommission die Dis-
kussion auf die Ebene der IEA getragen, wo sich die Vertreter der neuen US-
Administration bisher sehr reserviert verhielten. Erst wenn ein internationaler
Konsens erkennbar wird, dürfte der Rat willens sein, den neuen Mechanismus
in der Gemeinschaft einzuführen.

Ein Lehrstück, wenn auch keines, das Schule machen sollte, war die Behand-
lung, die der Rat einem von der Kommission im Oktober 1980 eingebrachten
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Vorschlag15 angedeihen ließ, den Finanzierungsrahmen für die Förderung von
technologischen Demonstrationsvorhaben zur Energieeinsparung und zur Nut-
zung alternativer Energiequellen (Sonnenenergie, Erdwärme, Kohle verga-
sung/verflüssigung) um 160 Mio. ECU zu erweitern (d.h. zu verdoppeln).
Schon bei Verabschiedung der ersten Verordnung durch den Rat im Jahre 1978
hatte sich die Kommission (in Übereinstimmung mit dem Parlament) gegen die
Festlegung von Höchstbeträgen durch den Rat gewandt. Hierzu hatte sie sich
allerdings mit einem Vermerk im Sitzungsprotokoll zufriedengegeben. Dem
anschließenden Verlangen des Europäischen Parlaments, seine haushaltsmäßi-
gen Rechte zu respektieren und in ein Konzertierungsverfahren zwischen Par-
lament und Rat über die beiden Verordnungen einzutreten, entzog sich der
Rat. Anfang 1979 bot sich dem Parlament in demselben Fall eine neue Gele-
genheit, auf seine Haushaltsrechte zu pochen, jedoch wieder ohne Erfolg; das
Problem blieb in der Schwebe. Anfang 1981, als es den vorerwähnten Kommis-
sionsvorschlag erörterte, verlangte das Parlament in einer Entschließung, der
Rat möge es unverzüglich zu den „äußerst heiklen Schwierigkeiten" konsultie-
ren, welche sich in diesem Fall für seine Haushaltskompetenzen stellten, und
lehnte die vom Rat erbetene Stellungnahme kurzerhand ab, solange keine Bei-
legung des Konflikts erfolgt sei. Der Rat reagierte seinerseits mit einer mündli-
chen Entgegnung des Inhalts, alle Institutionen hätten sich an die Spielregeln
des Entscheidungsprozesses zu halten; es handle sich ja um eine fakultative An-
hörung des Parlaments, womit er, der Rat, sein Interesse an der Meinung der
Versammlung bekunde; er warte nun auf die Stellungnahme. Dies veranlaßte
die Präsidentin des Europäischen Parlaments — mittlerweile schrieb man Juni
1981 —, dem Rat ein Zusammentreffen vorzuschlagen, um die mit der Verab-
schiedung von Verordnungvorschlägen der Kommission verbundenen Fragen
zu klären.

Parallel hierzu hatte die Kommission sich beim Rat darum bemüht, die auf
Inititiative des Parlaments für diesen Zweck in den Haushalt 1981 eingestellten
Mittel freizubekommen; auch dieser Versuch blieb ohne Erfolg. Im Vergleich
zum Kommissionsantrag, 160 Mio. ECU verwenden zu können, war auf der
Oktober-Tagung des Rats die Mehrzahl der Mitgliedstaaten bereit, 105, später
nur noch 95 Mio. ECU freizugeben, während eine Delegation für 80 Mio. plä-
dierte und eine weitere sogar nur 55 Mio. ECU bewilligen wollte. Am Ende des
Berichtsjahres war sowohl der Ausgang des grundsätzlichen Streits zwischen
Parlament und Rat wie die Einigung im Rat selbst über die Höhe der Mittel
völlig offen. Beide Fragen werden 1982 weiterbehandelt. Offen ist aber auch
die Frage, ob unter solchen Umständen ein Demonstrationsprogramm für die
beteiligte Industrie noch attraktiv und die Aktion der Kommission noch glaub-
würdig ist.

Die Außenbeziehungen der EG im Energiesektor hatten 1981 keine deutli-
chen Fortschritte zu verzeichnen. Die Ost-West-Kontakte in Genf, der euro-
arabische Dialog, die Beziehungen der Gemeinschaft zu den Golfstaaten, die
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Diskussionen um die Schaffung einer Weltbank-Filiale für Energie — sie alle
blieben ohne konkrete Ergebnisse. Erfolgreich, auch für die Gemeinschaft,
verlief allein die von den Vereinten Nationen anberaumte Konferenz über neue
und erneuerbare Energiequellen, die vom 10. bis 21. August 1981 mit 4000
Teilnehmern aus 141 Ländern in Kenia stattfand16. Es war die erste eigens den
Energeifragen gewidmete Veranstaltung der UNO. Sie verabschiedete das
„Aktionsprogramm von Nairobi" mit dem Ziel, eine bessere Erschließung und
Nutzung dieser Energien in Gang zu bringen und den Entwicklungsländern auf
dem Weg „weg vom Öl" beratend und helfend zur Seite zu stehen. Im Laufe
der Konferenz avancierte die Gemeinschaft zum Hauptgesprächspartner der
„Gruppe der 77"; auch die Formulierung des Schlußkompromisses war im we-
sentlichen ihr Werk, weil es durch laufende Konsultationen zwischen den Mit-
gliedstaaten gelang, gemeinsam aufzutreten und zur Lösung der politischen
und institutionellen Probleme entscheidend beizutragen.

Wertung
Auf die Frage, welchen Stellenwert man dem Bereich Energiepolitik in der Ge-
meinschaft für 1981 zuordnen soll, fällt die Antwort schwer. Geht man von der
Häufigkeit und dem Nachdruck energiepolitischer Erklärungen in der Öffent-
lichkeit aus, so gibt es auf nationaler wie internationaler Ebene wenig Themen,
die so oft (und so kontrovers) diskutiert werden. Denn Energiepolitik „geht je-
dermann an" und ist politisch wie technisch komplex. Und wo könnte die
Rangstellung gemessen werden, da sich für die Mitgliedstaaten Energiepolitik
auf drei Ebenen vollzieht17: auf der nationalen, auf Gemeinschaftsebene und
auf der Ebene der Gesamtheit der westlichen Industrieländer?

Ähnliche Schwierigkeiten bereitet die Frage, wie die Entwicklung im Bereich
Energiepolitik im Berichtjahr 1981 kritisch zu bewerten ist. Welche Meßlatte
kann heute anglegt werden, um den Integrationsfortschritt zu bestimmen? Die
Ausführung der Verträge? Sie schweigen zur Energiepolitik. Die Anzahl der
vom Rat beschlossenen Rechtsakte? Abgesehen davon, daß die energiepoliti-
sche Bedeutung der einzelnen Ratsentscheidungen naturgemäß höchst unter-
schiedlich ist, müßte wohl auch die Zeit bewertet werden, die zum Zustande-
kommen eines Ratsbeschlusses erforderlich war. Als trauriges Beispiel muß
hier das auch 1981 nicht zustande gekommene Konsultationsverfahren für den
Bau von Kraftwerken in Grenzgebieten18 — eine Gemeinschaftsregelung par
excellence — erwähnt werden; seit fünf Jahren wird darüber verhandelt.

Deutlicher, als die EG-Kommission selbst es in ihrem 15. Gesamtbericht tut,
läßt sich die Entwicklung der Gemeinschaftspolitik im Jahr 1981 kaum charak-
terisieren19: „Die Mitgliedstaaten haben sich im allgemeinen nicht genügend
um Zusammenhalt und Solidarität bemüht. Die häufige Verzögerung von Ent-
scheidungen, sobald es um die Stärkung der Gemeinschaft ging, deren Haupt-
aufgabe heute die Wahrung des Gemeinsamen Marktes geworden ist, hat den
Zusammenhalt belastet. Der Wille zur Solidarität, die Bereitschaft, Opfer zu-
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gunsten der Gemeinschaft zu bringen, fehlte." Der Mangel an Kompromißbe-
reitschaft im Rat im Falle der Anhebung der Finanzdecke für Demonstrations-
vorhaben zur Nutzung alternativer Energiequellen und zur Energieeinsparung
ist dafür nur ein Beispiel unter anderen.

Dennoch bot die Entwicklung im Energiesektor 1981 noch keinen Anlaß zur
Resignation. Zweifellos hat sich die energiepolitische Diskussion auf Grund
der „Energiestrategie"-Vorlage neu belebt. Vielleicht gelingt es dieses Mal, aus
dem gewohnten Circulus vitiosus20 auszubrechen. Zudem zeigen die eingangs
genannten Zahlen zum Marktgeschehen, daß die Änderung der Energiever-
brauchsstruktur in der Gemeinschaft in Gang gekommen ist. Es ist müßig, dar-
über nachzusinnen, wieweit für die Energieeinsparung einzelstaatliche Inter-
ventionen oder Gemeinschaftsmaßnahmen verantwortlich waren; vielleicht ha-
ben sich die Energieverbraucher ganz einfach nur stärker als früher an der
Preisentwicklung orientiert. Der Ende 1981 abwärts neigende Preistrend für
Energie, insbesondere Öl, mag das Verbraucherverhalten im entgegengesetz-
ten Sinne beeinflussen, zumal da der letzte Preisschock schon wieder zwei Jah-
re zurückliegt. Wenn es die Wechselkurse des Dollars in der Gemeinschaft zu-
lassen, können sinkende Energiepreise andererseits die Verbrauchereinkom-
men günstig beeinflussen, die Inflationsraten verlangsamen, die Zinsen drük-
ken, die allgemeine Investitionsbereitschaft erhöhen und die Zahlungsbilanzen
entlasten21. Damit würden sich langfristig auch die Chancen für die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit verbessern.
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